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Stadt Altentreptow

Mitteilungsvorlage

federführend:
Zentrale Verwaltung und 
Finanzen

Vorlage-Nr:
Datum:
Verfasser:
Fachbereichsleiter/-in:

01/MV/631/2016
28.12.2016
Knebler, Silvana 
Knebler, Silvana

Spendenrecht und Sponsoring

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium

Ö 10.01.2017 Finanzausschuss der Stadtvertretung

1. Sach- und Rechtslage:
Die Fraktion der Altentreptower Wählergemeinschaft/SPD hat die Verwaltung aufgeforderte 
darzulegen, auf welcher gesetzlicher Grundlage Spendenrecht und Sponsoring beruhen, d. h. 
Spenden angenommen und Sponsoringverträge abgeschlossen werden können.

Gemäß § 44 Abs. 4 Kommunalverfassung (KV) MV darf die Stadt zur Erfüllung Ihrer 
Aufgaben nach § 2 KV M-V Spenden Schenkungen und ähnliche Zuwendungen einwerben 
und annehmen oder an Dritte vermitteln, die sich an der Erfüllung von Aufgaben nach § 2 
beteiligen. Zuwendungen dürfen nur durch den Bürgermeister oder einen Stellvertreter 
eingeworben, das Angebot einer Zuwendung nur von ihnen entgegengenommen werden. Über 
die Annahme oder Vermittlung entscheidet die Stadtvertretung.

Entscheiden für die Anwendbarkeit des § 44 Abs. 3 KV MV ist, ob die Zuwendung an die 
Gemeinde an eine direkte Gegenleistung geknüpft ist. Spenden, Schenkungen und ähnliche 
Zuwendungen werden ohne direkte Gegenleistung gewährt. Im Grenzbereich befindet sich 
das sog. Sponsoring. Hier gibt es in der Regel durch die Gewährung von 
Marketingmöglichkeiten eine direkte Gegenleistung.

Das Ausstellen einer Zuwendungsbescheinigung ist nur bei einer Verwendung der Spenden 
für die im §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung genannten Zwecke zulässig und enthält eine 
abschließende Aufzählung (Anlage 1 § 52 Abgabenordnung).

Entsprechend der Rahmenrichtlinie der Innenministerkonferenz über Grundsätze für 
Sponsoring, Werbung, Spenden und mäzenatische Schenkung zur Finanzierung öffentlicher 
Aufgaben ist Sponsoring nur zulässig (Auszug): 

„Wenn der Anschein einer möglichen Beeinflussung bei der Wahrnehmung des 
Verwaltungshandelns  nicht zu erwarten ist und wenn im Einzelfall keine sonstigen 
Hinderungsgründe entgegenstehen. Sponsoring ist insbesondere zulässig für Zwecke der 
Öffentlichkeitsarbeit, der Kultur und des Sports, wenn jeder Einfluss auf die Inhalte 
auszuschließen ist.“
Sponsoring ist ausgeschlossen, wenn der Anschein entstehen könnte, Verwaltungshandeln 
wurde durch die Sponsoringleistung beeinflusst werden. Dies gilt insbesondere für 
nachfolgende öffentliche Stellen:

 Ordnungs- und Genehmigungsbehörden, wenn die Sponsoren als Adressaten oder 
Antragsteller des Verwaltungshandelns in Frage kommen
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 Öffentliche Stelle mit Planungsaufgaben, wenn Interessen der Sponsoren mittelbar 
oder unmittelbar durch die Planung berührt sein könnten.

Auf diese rechtlichen Grundlagen erfolgt durch die Verwaltung eine Prüfung der Zulässigkeit 
von Spenden und Sponsoring. 

§ 331 Strafgesetzbuch setzt strenge strafrechtliche Grenze für die Annahme von Vorteilen, 
wie Spenden und Sponsoring. Danach wird ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen 
Dritten fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, mit Freiheitsstrafe wegen 
Vorteilsannahme von bis zu drei Jahren bedroht.

Anlage/n:
Auszug § 52 Abgabenordnung
Rahmenrichtlinie der Innenministerkonferenz



Rahmenrichtlinie der Innenministerkonferenz

über

Grundsätze für Sponsoring, Werbung, Spenden

und mäzenatische Schenkungen zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben

I. Allgemeines

] Die InnenminiMei dei Landej sehen einen dnngenden Regelungsbedai I fui den Ein-

salz und lüi die Gienzen von Sponsoring und Weibung ztu Finanzieiung ollentlichci

Aufgaben Den Landern wiid empfohlen, die Grundsatze in eigener Veiantwoitung (m

alle Ressoits gleiche) maßen umzusetzen

2	Die tolgenden Gtundsai/e gelten fui die Wahrnehmung olTentlichei Aufgaben duich

die unmittelbaie Landesvei waltung Es wud angelegt, die Ubcinahme dicsei Gmnd-

satze den Kbtpeischatten des öftentliehen Rechts £u empfehlen, Landeispezifische

odei ubeigieitende Regelungen fui die DnUmittelfoischung (Hochschulen, Hoch-

schulkhmka, öffentlich gefbiderte Hochschuleinnchtungen) bleiben unbeiuhit. Petso-

nenbezogene geset/liche Regelungen (z B im Miafiecht oder im Beamlenrecht) blei¬

ben ebenfalls unbeiuhit

3	Vouangige Ziele dei Gumdsatze flu Sponsonng und Weibung in dei öffentlichen

Vci waltung sind

die Wahrung dei Integutat der öffentlichen Verwaltung

die Vermeidung eines bösen Anscheins bei dei Wahrnehmung olfenthchei

Aufgaben

die Sicherung des Budgetrecht.s dei Parlamente und ggfs der Vertietungen dei

Korpeischatten des oftenlliehen Rechts

die vollständige Tiansparenz bei der Finanzieiung offcnllichci Aufgaben

die Voibeugung gegen jede Fonn von Korruption und unzulassigei Beeinflus¬

sung und die Flankiciung konuptionspiavcntivei Maßnahmen

Öffentliche Aufgaben sind giundsat/lich duich offenlliche Mmcl ubei den

Haushallsgesetzgebei zu tlnanzieien Sponsonng kommt dahei nui eigan/cnd -

unter den in diesen Empfehlungen genannten Bedingungen - m Beinichi

II. Begriffe

4	Untci Sponsoring'' ist die Zuwendung von Geld odci emei gekiweiten Leismng duich

eine juristische oder nalui liehe Peison mil wutschafllichen Inleressen /u veisiehen, die

neben dem Motiv zur Forderung dei olfenthehen Einnchtung auch andeie Interessen

veifolgen Dem Spoasoi kommt es auf seine Piofilieiung m dei Otlcnllichkeil uhei

das gesponseiie Piodukt an (Imagegewinn. Kommunikative Nutzung)

5	Untei Weibung*' sind Zuwendungen eines Unternehmens odei unleinehmcnsch oiicn-

tieilei Puvatpeisonen fui die Vei breitung seiner odei ihrei Werbebotschaften durch

die offenlliche Venvaltung zu verstehen, wenn es ausschließlich um die Eiieiüuing

eigenei Kommumkationsziele - Imagegewinn, Verkaulsfotdeuing, Pioduktmioimalion

- des Unieinehmens odei dei Piivatpeison geht, Die Fouleiung dei jeweiligen oltenl-

lichen Einnchiuiig ist nui Mittel /um Zweck und hegt nicht im unmittclbaien Inteiesse

des Zuwendei s

6	Spenden"' sind Zuwendungen von /,B Pnvatpeisonen odei Unlemehmen, bei denen

das Motiv dei Foiderung dei jeweiligen Behoide odei Einuchtung dominanl isi Dei

Spendei eiwaitet keine Gegenleistung

7	Ma/enatische Schenkungen sind Zuwendungen duich / B Puvatpeisonen oder Sui-

tungen, die ausschließlich uneigennützige Ziele vei folgen und denen es nui um die

Rudeiung des jeweiligen öffentlichen Zwecks geht



III. Zulässigkeit von Sponsoring

8 Das Sponsoring ist nut zulassig, wenn der Anschein einei möglichen Beeinflussung

bei der Wuhmehmung des Venvallungshundelns nicht /.u erwailen ust und wenn im

Einzelfall keine sonstigen Hmdci ung.sgrunde entgegenstehen

Sponsoring ist msbcsondcie zulassig fui Zwecke det Olfentlichkeitsarbeit, dci Kultui

und des Sports wenn jedet Emfluss auf die Inhalte auszuschließen ist

8 1 Sponsoimg ist zulassig nach Maßgabe dei Regelungen m den Landein zugunslen von

Schulen sowie Bmncbtungen der Kmdei- und lugendhilfe, wenn die Intel essen des Spon-

sois mit den pädagogischen Zielen des Btldungs- und Ei/iehungsaultiages yu vereinbaren

sind

i
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le für nachfolgende öffentliche Stellen odei Behörden

10 t Oulnungs- und Genehmigungsbehorden, wenn die Sponsoien als Adiessaten oder An-

ttagstellci des Vcrwaltungshandelns in Flage kommen.

10 2 Aufsichtsbehörden, deien potenzielle oder tatsächliche Sponsoren aus dem Aufsicht¬

bereich odci aus dem Umfeld der Adressaten dei Aulsicht stammen,

10 3 Bewilhgungsbehoiden, wenn die Sponsoren odei deien Umfeld potenzielle odei tat¬

sächliche Zuwendungsempfangei (im Sinne dci BHO/LHO) sein konnten,

10 4 Öffentliche Stellen mit Beschaffungsaufgaben, deien Sponsoien aus dem Kieis

möglicher Auitiagnehmei oder Lieferanten stammen konnten

8.2 Sponsoimg zugunsten der Polizei ist nut zulassig gemäß Beucht des Aibeitskreises II dei

Innenmimsteikonferenz vom 28 10 1998, beschlossen von der Inneninmisteikonfeienz

am 15 12.1998

9 Sponsoimg ist ausgeschlossen, wenn der Anschein entstehen konnte. Veiwaltungs-

handeln wuide durch die Sponsoi ingleistung beeinflusst werden Dies gilt msbesonde-

10 5 Oflenthche Stellen mit Planungsaulgaben, wenn die Inteicssen dei Sponsoien mittel-

bui oder unmittelbai dtuch die Planung beiuhit sein konnten

10 6 ültenlhclie Fiagei dei Wohllahitspflege (wie /, B Tragen dei So/ialhilfe, Veisor-

gungs- und Sozialbehoiden), wenn die Inteicssen dei Sponsoien mitielbai odei unmit¬

telbai duteh Leistungen dci Wohlfahitspflege beuthrt sein konnten

10 7 Olfenlliche Stellen, die beiulsbezogene Piulungen odci hignungspi ulungen

dmehllihien, wenn dei Sponsoi talsachlichei odci potcntiellei Kandidat solcliei Piu-

fungen ist

10 8 Vei fassungssduitzbehoi den

11,	Die daueihalte Ubeilassung von Peisonal an die oilentliche Vei waltung dm eh Spon¬

soien oder die Fmanzieiung von olfenlliehen Bediensteten ist aus/uschließen

12.	Sponsoiing ist ausgeschlossen, wenn dei Haushallsgesetzgebei eikcnnbai nicht mit dei

Duichluhrun» dei Aulgabe ein vei standen ist

13	Sachleistungen sind nm zulässig, wenn das nagen dei folgekosten gewahi leistet ist

IV. Durchführung von Spoiisoringninßmihinen

14	Zulassige Sponsoimgmallnahmen sind duich den Sponsonngveituig odei duich eine

Dokumentation dci Sponsoiingveiembaiungcn vollständig und ubschließend akten¬

kundig zu machen

15	Bei dei Auswahl von Sponsoiuigpaitnetn ist die Chducenglcichheit konkwueiendei

Sponsoien zu gewahi leisten

16 Bei Sponsoiingeinnahmen sind die liaushallsicchlliehen Bestimmungen /u beachten



V. Werbung, Spenden und mäzenalische Schenkungen

17	Die Annahme von Spenden und mazenatischen Schenkungen dwch Tiagei oftentli-

chci Stellen odei Behoiden i.sl zulässig, wenn nichl im EuucÜal! ein Anschein für ei¬

ne mögliche Beeinllussung bei der Wahrnehmung öffentliche! Aufgaben /u belurch-

len ist Die Grundsätze fui die veiwaltimgsmaßige Behandlung von Sponsoun« gelten

auch Pur Spenden und mazenalische Schenkungen

18	Werbevertiage mit Tiagein der otlenthehen Vei waltung sind nui zulassig, wenn der

Anschein einei möglichen Beeinflussung bei dei Wahrnehmung des Vei waltungshan-

delns nicht zu eiwailen ist und wenn im Ein/,eltall keine sonstigen Ilmderungsgiunde

entgegenstehen Solche Weibcveitiage sind ausgeschlossen, wenn dei Anschein ent¬

stehen konnte, Vei waltungshandeln winde hierdurch beemllusst weiden Hinsichtlich

der DuicMuhnmg von zulassigen Werbevertragen sollte wie beim Sponsoung veüah-

icn weiden

i
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*) Die Delmilionen der Bei,Tifle in den Punkten 6, 7 unü 8 smü angelehm .in ilen Bentht de1, BRH vom 29 12 2000, Seilen

10-13 ^Quelle Bunck'sjcchiumgshoi, Beiulung des Buudesmmistenum des liincm und dei Finanzen nach ^ 88 Abs 2 BHO

»udasslKh dei Piülung und l-man/ierung von Aufgaben des Bundes durc.h Sponsoring, Spenden und sonstigen Zuwendungen

Dntitfi vom 29 De/ember 2(X)n) Siehe /m ßeguinichkeit auch die Definition des BMF, Frtingshteuei liehe ßehnmUung des

Sponsoring, Bioneiung nm den obei.sten FmiUi/bchorden dej Lander in der Sitzung KST/GewSl 1/98 vom 9 bis l i Febi-uar
1998 Top i/16 in BStBl I 1821998 Seite212-2I)



Rahmenrichtlinie der Innenministerkonf'erenz

über

Grundsätze für Sponsoring, Werbung, Spenden

und mäzenatische Schenkungen zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben

I. Allgemeines

1	Die lunenmimsiei tlet Landei scheu einen dnngenden Regelungsbedm t fiu den Em-

sat/ und (üi die Gienzen von Sponsoiing und Weibung zui Finanzieiung oftenllichei

Aufgaben Den Landein vviid empfohlen, die Grundsatze in eigenei Veiantwoitung (in

alle Ressoits gleichei maßen umzusetzen

2	Die tolgenden Grundsätze gellen tui die Wahrnehmung otfentlichei Aufgaben duich

die unmittelbme Landesveiwaltung Es wud angeregt, die Ubcniahme diesci Grund¬

sätze den Korpeischalten des öftenthehen Rechts zu emplehlen. Liindeispezifische

odei ubeigleifende Regelungen fm die DiiUmittelforscliung (Hochschulen, Hoch-

scluilkhmka, ollentliLh gelbiderfe Hochschulemnchtungen) bleiben unbeiuhn. Peiso-

nenbezogene gesetzliche Regelungen (z B im Mialiecht oder im Beamteniecht) blei¬

ben ebenlalls unbeiuhit

3	Vonangige Ziele dei Giundsatze füi Sponsonng und Werbung m dei öffentlichen

Vei waltung sind

die Wahrung dei Integutat der öffentlichen Verwaltung

die Vermeidung eines bösen Anscheins bei dei Wahrnehmung olfenlhchei

Aufgaben

die Sicherung des Budgetrechts dei Pailamente und ggfs der Vertietungen dei

Korpeischalten des öffentlichen Rechts

die vollständige Transparenz bei der Finanzieiung offentlichci Aufgaben

die Voibeugung gegen )et!e Foim von Korruption und unzulassigei Beeinflus¬

sung und die Flankiciung konuptionspiavcntivei Maßnahmen

Öffentliche Aufgaben sind giundsatzlich duich öffentliche Mittel ubei den

Haushallsgesetzgebei zu finanzieien Sponsonng kommt dahei nui eigan/end -

unter den in diesen Emplehlungen genannten Bedingungen - in Bei nicht

II. Begriffe

4	Untei Sponsoring'1 ist die Zuwendung von Geld odei emei geldwetten Leistung duich

eine )iirislische oder nalui liehe Peison mit wutschalllichen Interessen /u vei stehen, die

neben dem Motiv zur Forderung dei olfenthchen Einrichtung auch andeie Interessen

verfolgen Dem Sponsoi kommt es aul seine Piofilierung in dei Otlentlichkeit ubei

das gesponseite Piodukt an (Imagegewinn, Kommunikative Nutzung)

5	Untei Weibung4' sind Zuwendungen eines Unteinehmens odei unleinehmet isch onen-

tieitei Puvatpeisonen fui die Vei breitung seiner odei ihrei Werbebotschahen durch

die öffentliche Verwallimg zu veistehen, wenn es ausschließlich um die Eneitlumg

eigenei Kommumkationsziele - Imagegewinn, Verkaulsloideiung, Piodukunloimalion

- des Unteinehmens odei dei Pnvatpeison geht. Die Foideiung dei jeweiligen oilent-

lichcn Einiichlung ist mit Mittel zum Zweck und hegt nicht im unmittclbaien Imeiesse

des Zuwendei s

6	Spenden"' sind Zuwendungen von /.,B Puvatpeisonen odei Unlemehmen. bei denen

das Motiv dei Foiderung der jeweiligen Behörde odei bim ichlung dominant ist Dei

Spendei eiwartet keine Gegenleistung

7	Mazenatische Schenkungen sind Zuwendungen duich z B Piivaipeisonen oder Stil-

tungen, die ausschließlich uneigennützige Ziele vei folgen und denen es nui um die

Föideiung des jeweiligen öffentlichen Zwecks geht



III. Zulässigkeit von Sponsoring

8 Das Sponsoring ist nur zulässig, wenn der Anschein einei möglichen Beeinflussung

bei tlei Wahmehnning des Verwaltungshundelns mchl zu etwaüen ist und wenn im

Einzelfall keine sonstigen Hindeiungsgiunde entgegenstehen

Sponsoring ist msbcsondeie zulassig fui Zwecke dci Olfcnthchkeitsarbeit, dei Kultvn

und des Sports wenn jeder Einfluss auf die Inhalte auszuschließen ist

8	1 Sponsoung ist zulassig nach Maßgabe dei Regelungen m den Landein zugtinslen von

Schulen sowie Binnchtungen der Kindel - und lugendhilfe, wenn die Interessen des Spon-

sois mit den pädagogischen Zielen des Bildungs- und Emehungsaultiages zu veteinbaien

sind.

8.2 Sponsoung zugunsten der Polizei ist mit zulassig gemäß Beucht des Aibeitskreises II dei

Innenministeikonfcrenz vom 28 10 1998. beschlossen von der Inneninimsteikonfeienz

am 15 12,1998

9	Sponsoung ist ausgeschlossen, wenn der Anschein entstehen konnte, Veiwaltungs-

handeln winde durch die Sponsoi mgleistung beemflussl weiden Dies gilt msbesonde-

ic für nachfolgende olfentliehe Stellen odei Behörden:

U) 1 Otdiuings- und Genehmigungsbehorden, wenn die Sponsoien als Adiessaten oder Atv

tiagstellei des Verwaltungshandelns in Ftage koinnien.

10	2 Aufsichtsbehörden, deien potenzielle oder tatsächliche Sponsoren aus dem Aufsicht-

bereich oder aus dem Umfeld der Adressaten dei Au (sieht stammen,

10 3 Bewilhgungsbehoiden, wenn die Sponsoren odei deien Umleld potenzielle odei tat¬

sächliche Zuwendungscmpfangei (im Sinne dei BHO/LHO) sein konnten.

10 4 Öffentliche Stellen mit Beschaffungsaufgaben, deien Sponsoien aus dem Kieis

moglichei Auiliagnehmei oder Lieferanien stainnien konnten

10 5 Oflenthche Stellen mit Planungsaulgaben, wenn die Inteicssen dei Sponsoien nnitel-

biii oder unmittelbai durch die Planung bemhit sein konnten

10 6 ültenlhche Tiagei dei WohlfalutspHege (wie /, B Tragei dei So/iallnlfe, Vmsoi-

gungs- und Sozialbehoiden), wenn die Inteicssen dei Sponsoien millelbai odei iinmil-

telbai duich Leistungen dei Wohlfahitspflege beiuhrt sein konnten

10.7 Olfentliche Stellen, die beiulsbezogene Piuluugen odei Eignungspiulungen

duichiühten, wenn dei Sponsoi tatsachlichei odei poienticllei Kandidat solchei Piu-

fungen ist

10 8 Vei fassungsscbutzbehoi den

I I. Die daueihalte Ubeilassung von Peisonal an die ollcntliche Vei waltung duich Spon¬

soien oder die Finanzieiung von olfenlhchen Bediensteten ist aus/uschheßcn

12 Sponsoung ist ausgeschlossen, wenn dei Haushaltsgesetzgebei eikennbai nicht mit dei

Duichhihfung dei Aulgabe emveistanden ist

1J Sachleislungen sind nui zulässig, wenn das riaocn der folgekosten gewahi leisiet ist

IV. Durclil'ülu'ung von Sponsoringrnaßnahmen

14	Zulassige Sponsoiingmaßnahmen sind duich den Sponsoungveituig odei duich eine

Dokumentation dei Sponsoiingveiembaiungcn vollständig und nbschliefk'nd akten¬

kundig zu machen

15	Bei dei Auswahl von Sponsoiingpaitncin ist die Chancengleichheit konkumeiendei

Sponsoien zu gewahi leisten

16 Bei Sponsoiingemnahmen sind die haushältsicehlhchen Bestimmungen /u beachten



V. Werbung, Spenden und mäzenatische Schenkungen

17	Die Annahme von Spenden und mazenattschen Schenkungen duich Ttagei otfenlli-

chci Stellen odei Behenden isl zulässig, wenn nicht im Ein/.cliall ein Anschein für ei¬

ne mögliche Beeinflussung bei der Wahrnehmung otfenlhchei Aufgaben "/u beiurch-

ten ist Die Grundsatze iin die vei waltungsmaßige Behandlung von Sponsonng gelten

auch Rn Spenden und mazenati.sche Schenkungen

18	Werbevenrage mit Tvagein der oflentlichen Veiwaitung sind nui zulassig, wenn der

Anschein emei möglichen Beemflu.s.sung bei dei Wahl nehmung des Verwaltung,shan-

delns nicht zu eiwaiten ist und wenn im Einzelfall keine sonstigen Ilmderungsgiunde

entgegenstehen Solche Weibcvertiage bind ausgeschlossen, wenn dei Anschein ent¬

stehen konnte, Vei waltungshandeln wuide hieidurch beemllusst weiden Hinsichtlich

der Duichfuhiung von zulassigen Werbevenragen sollte wie beim Sponsoring veilah-

len weiden
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*) Die Deitmuonen der Begriftc in den Punkien S, 6, 7 und 8 sind angelehm an den Bendu dev ÖRH vom 29 12 2()0()1 Seiten

10 - 13 ^Quelle Bundesiechnungshol, Beiuüing des Bundesmimslenum des Innt-in nnd dei nmm/en nach ^ 8S Abs 2 BHO
aniasslich dei Filtfting und Hnan/ierung von Aufgaben des Bundes durch Sponsoring, Spenden und sonsugen Zuwendungen

Drittel vom 29 De/ember 2000) Siehe /ui BegiilHichkeit auch die Defimtion des BMF, Frtingv>teueihdie BehnndJung des

Sponsonng, fcioneiung mit den obeiMen Fm^ui/behorden dei Linder in der Siuung KST/GewSl 1/98 vom 9 bis. 11 Februar
1998 Top 1/16 in BSTBI1 18 2 1998 Seiie2)2-2n



Anlage

§52

Gemeinnützige Zwecke

Eine Köiperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit
darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder
sittlichem Gebiet selbstlos zu fordern. Eine Förderung der Allgemeinheit
ist nicht gegeben, wenn der Kreis der Person, dem die Förderang zugute
kommt, fest abgeschlossen ist, zum Beispiel Zugehörigkeit zu einer
Familie oder zur Belegschaft eines Unternehmers, oder infolge seiner
Abgrenzung, insbesondere nach räumlichen oder beruflichen Merkmalen,
dauernd nur klein sein kann.
Eine Förderung der Allgemeinheit liegt nicht allein deswegen vor, weil
eine Körperschaft ihre Mittel einer Körperschaft des öffentlichen Rechts
zufuhrt.

Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind als Förderung der Allge¬
meinheit anzuerkennen:
1.	die Förderung von Wissenschaft und Forschung;
2.	die Förderung der Religion;
3.	die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens, insbesondere die

Bekämpfung von Seuchen und seuchenähnlichen Krankheiten, auch
durch Krankenhäuser im Sinne des § 67, und von Tierseuchen;

4.	die Förderung der Jugend- und Altenhilfe;
5.	die Förderang von Kunst und Kultur;
6.	die Förderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege;
7.	die Förderang der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich

der Studentenhilfe;
8.	die Förderang des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne

des Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Län¬
der, des Umweltschutzes, des Küstenschutzes und des Hochwasser¬

schutzes;
9.	die Förderang des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der

amtlich anerkannten Verbände der freien Wohlfahrtspflege (§ 23 Um¬
satzsteuer-Durchführungsverordnung), ihrer Unterverbände und ihrer
angeschlossenen Einrichtungen und Anstalten;

10. die Förderang der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös Verfolgte,
für Flüchtlinge, Vertriebene, Aussiedler, Spätaussiedler, Kriegsopfer,
Zivilbeschädigte und Behinderte sowie Hilfe für Opfer von Straftaten;
Förderang des Andenkens an Verfolgte, Kriegs- und Katastrophen¬
opfer, Förderang des Suchdienstes für Vermisste;
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11.	die Förderang der Rettung aus Lebensgefahr;
12.	die Förderung des Feuer-, Arbeits-, Katastrophen- und Zivilschutzes

sowie der Unfallverhütung;
13.	die Förderung internationaler Gesinnung der Toleranz auf allen Ge¬

bieten der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens;
14.	die Förderung des Tierschutzes;
15.	die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit;
16.	die Förderung von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz;
17.	die Förderung der Fürsorge für Strafgefangene und ehemalige Straf¬

gefangene;
18.	die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern;
19.	die Förderung des Schutzes von Ehe und Familie;
20.	die Förderung der Kriminalprävention;
21.	die Förderung des Sports (Schach gilt als Sport);
22.	die Förderung der Heimatpflege und Heimatkunde;
23.	die Förderung der Tierzucht, der Pflanzenzucht, der Kleingärtnerei,

des traditionellen Brauchtums einschließlich des Karnevals, der Fast¬
nacht und des Faschings, der Soldaten- und Reservistenbetreuung, des
Amateurfunkens, des Modellflugs und des Hundesports;

24.	die allgemeine Förderang des demokratischen Staatswesens im Gel¬
tungsbereich dieses Gesetzes; hierzu gehören nicht Bestrebungen,
die nur bestimmte Einzelinteressen staatsbürgerlicher Axt verfolgen
oder die auf den kommunalpolitischen Bereich beschränkt sind;

25.	die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements, wenn es sich auf
gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke beschränkt.


	Vorlage
	Anlage  1 Rahmenrichtlinie Innenministerkonferenz
	Anlage  2 Auszug § 52 Abgabenordnung

